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Die Verhandlungen zwischen dem 
Deutschen Reich und der 
Österreichisch-Ungarischen Monarchie 
zum Zoll- und Handelsvertrag von 1891

Als im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts Produkte der Industrierevolution 
auf dem internationalen Markt erschienen, begann das explosionsartige 
Wachstum des Welthandels. In der Zeit der Nationalstaaten musste jedes 
Land für seine Industrie- und Landwirtschaftsprodukte einen Markt inner-
halb und außerhalb seiner Grenzen finden. Die Wurzeln der Globalisierungs-
prozesse findet man in dieser Epoche, in der Zeit der frühen Nationalstaaten.
Zwischen Deutschland und der Österreichisch-Ungarischen Monarchie kam 
außerhalb des Militärverbandes im Jahre 1891 ein Zoll- und Handelsvertrag 
zustande. Die handelspolitische Kooperation kann auf die Zeit des Zollvereins 
zurückgeführt werden, aber sie wandelte sich wegen der Schutzzollpolitik 
Otto von Bismarcks. Leo von Caprivi, der die Virtuosität Bismarcks im 
Außenhandel nicht geerbt hatte, blieb bei seiner Methode, hatte aber schon ein 
anderes Ziel vor Augen.1 Der neue Kanzler machte Deutschland mit den Zoll- 
und Handelsverträgen zu einem Industrieland.2 Er wollte, anders als Bismarck 
zuvor, das Bündnis zwischen der Monarchie, Italien und Deutschland auch 
aus wirtschaft lichen Gründen stärken. Der Markt bot mit seinen beinahe 
130 Millionen Menschen den verbündeten Staaten riesige wirtschaft liche 
Möglichkeiten.3

1 Katja Frehland-Wildeboer: Treue Freunde? Das Bündnis in Europa 1714–1914. München 
2010, 397.

2 Rainer Lahme: Deutsche Außenpolitik 1890–1894. Von der Gleichgewichtspolitik Bis-
marcks zur Allianzstrategie Caprivis. Göttingen 1990, 227.

3 Lothar Höbelt: Die Handelspolitik der Österreichisch-Ungarischen Monarchie gegenüber 
dem Deutschen Reich. In: Habsburgermonarchie 1848–1918. VI/1: Die Habsburgermonar-
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Vorliegende Arbeit soll zeigen, wie die neuen Zoll- und Handelsverhand-
lungen zwischen Deutschland und der Österreichisch-Ungarischen Monar-
chie geführt wurden, wer die Teilnehmer waren und welche Ansprüche die 
Ordnungsprinzipien der Kooperation formten. Wie konnten – wenn über-
haupt – die unterschiedlichen Interessen von Österreich und Ungarn in Ein-
klang gebracht werden und wie konnten die beiden Länder einheitlich gegen-
über dem Deutschen Reich auftreten? Die Analyse des Zollabkommens soll 
an anderer Stelle durchgeführt werden, hier sollen nur die Ereignisse zwi-
schen dem 20. März 1890 und dem 3. Mai 1891 reflektiert werden.

Vorgeschichte im Deutschen Reich

Deutschland galt bei der Reichsgründung 1871 als ein Agrarstaat, auch wenn 
einige Bereiche seines Industriesektors durchaus bedeutend waren. 1850 hatte 
55 Prozent der deutschen Bevölkerung im landwirtschaftlichen Sektor gear-
beitet, die Zahl der im Industrie- und Bergbausektor Beschäftigten betrug 
1870 27,6 Prozent. Dank staatlicher Förderungen entwickelte sich die Indus-
trie rasch. Zur Jahrhundertwende hatte die Industrieproduktion einen bedeu-
tenden Anteil am Wachstum der deutschen Wirtschaft.

Aufgrund dieser Veränderungen arbeiteten 1900 nur noch 38 Prozent der 
deutschen Bevölkerung in der Landwirtschaft, denn die Zahl der Arbeiter im 
Industrie- und Bergbau hatte sich auf 36,8 Prozent erhöht.4 Gleichzeitig war 
in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts ein bedeutendes demografisches 
Wachstum zu beobachten. Das Deutsche Reich hatte bei seiner Gründung 
1871 41.058.792 Einwohner. Diese Zahl erhöhte sich bis zum Abschluss des 
Handelsvertrages auf 49.428.470 und erreichte 1905 60.641.489 Einwohner.5 
Mit der Erhöhung der Bevölkerungszahl stiegen auch die gesellschaftlichen 
und sozialen Ansprüche.

Vorgeschichte in der Österreichisch-Ungarischen Monarchie

Ungarn war in erster Linie ein landwirtschaftliches Land, während Österreich 
vor allem industrielle Produkte erzeugte. Neben dem Ausgleich von 1867 hat 

chie im System der internationalen Beziehungen. Hgg. Adam Wandruszka, Peter Urba-
nitsch. Wien 1989, 561–586, hier 571.

4 Nachum Gross: Austria-Hungary in the world economy. In: Economic development in the 
Habsburg Monarchy in the nineteenth century. Hg. John Komlos. Boulder/Co. 1983, 30.

5 Irmin Schneider: Die deutsche Russlandpolitik 1890–1900. Paderborn 2003, 52.
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Österreich-Ungarn auch einen wirtschaftlichen Ausgleich abgeschlossen, den 
die Parteien nach je zehn Jahren entsprechend den Veränderungen der wirt-
schaftlichen Verhältnisse erneuern sollten. Die Länder der Monarchie ver-
folgten in ihrer Handelspolitik unterschiedliche wirtschaftliche Interessen 
und Ziele. Während Ungarn seine Agrarprodukte vor allem nach Mittel- und 
Osteuropa exportierte, lieferte Österreich seine Industrieprodukte in die 
Balkanländer.6

Das Übergewicht des billigen ungarischen Getreides hatte keine gute Wir-
kung auf die Entwicklung der Landwirtschaft in Österreich, was in erster 
Linie die Alpenbauern in eine schwierige Lage brachte.7 Die Produkte der 
ungarischen Mühlenindustrie überschwemmten Österreich und sogar seine 
wichtigsten nördlichen und westlichen Exportpartner. Der österreichische 
Rinderimport kam in erster Linie aus Ungarn. Hinsichtlich der Industrie war 
die Situation viel besser: Österreich war zum Beispiel auf den Gebieten Bier-
brauerei, Zuckerproduktion aus Zuckerrüben, Papierproduktion und Möbel-
produktion ertragreich. Außerdem verfügte es über einen bedeutenden Koh-
lebergbau. Dank der Entwicklung im Zuge der Industrierevolution schlossen 
sich Böhmen, Mähren, Schlesien, Teile Niederösterreichs und die Steiermark 
bis zu den Jahren 1880 und 1890 der westlichen industriellen Struktur an.8 
Laut Statistik von 1869 arbeiteten 67,2 Prozent der österreichischen Bevölke-
rung in der Landwirtschaft und 19,7 Prozent im Industriesektor. Die Anteile 
an Beschäftigten betrugen 1890 im landwirtschaftlichen Sektor 62,4 Prozent, 
im Industriesektor 21,2 Prozent. Infolge der Entwicklung der österreichischen 
Industrie arbeiteten bis 1910 nur noch wenig mehr als die Hälfte der Bevöl-
kerung in der Landwirtschaft, nämlich 53,1 Prozent, und beinahe ein Viertel 
in der Industrie, 24 Prozent.9 Gleichzeitig ereignete sich in Österreich eine 
rasche demografische Entwicklung. In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts erhöhte sich die Bevölkerungszahl von 20.217.531 im Jahr 1869 auf 

6 Emil Palotás: Machtpolitik und Wirtschaftsinteressen. Der Balkan und Russland in der ös-
terreichisch-ungarischen Außenpolitik 1878–1895. Budapest 1995, 160–161.

7 Erich Zöllner: Ausztria története. Budapest 1998, 338.
8 Jürgen Angelow: Wirtschaft, Handel, Mitteleuropakonzept und Zweibund zu Beginn des 20. 

Jahrhunderts. In: Der „Zweibund“ 1879. Das deutsch-österreichisch-ungarische Bündnis 
und die europäische Diplomatie. Historikergespräch Österreich – Bundesrepublik Deutsch-
land. II. Hgg. Helmut Rumpler, Jan Paul Niederkorn. Wien 1996, 300.

9 Gross 30.
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23.707.906 im Jahr 1890. Bis zur Jahrhundertwende stieg die Bevölkerungs-
zahl auf 26.150.708.10

Zur Mitte des 19. Jahrhunderts hatte Ungarn das feudale System überwun-
den, es blieb aber trotzdem ein Agrarland. Die natürlichen Gegebenheiten 
prädestinierten Ungarn für die landwirtschaftliche Produktion beziehungs-
weise für Tierhaltung und Tierzucht, die nach dem österreichisch-ungari-
schen Ausgleich 1867 auch das wirtschaftliche Profil des Landes bestimmten. 
Das Ausgleichsgesetz bestimmte, dass Ungarn in einem Verhältnis von 70:30 
zu den gemeinsamen Kosten des Reiches beitragen sollte. Die ungarische 
Wirtschaft entwickelte sich derart, dass die Quote, also der Beitrag Ungarns 
zu den Kosten, anstieg.

Was unternahm die ungarische Politik, um sich der wirtschaftlichen Atti-
tüde Ungarns anzupassen? In der Anfangsphase des österreichisch-ungari-
schen Dualismus begann sie jene Industriezweige zu fördern, die mit der 
Landwirtschaft und Viehzucht zusammenhingen. Zur Verarbeitung von Ag-
rarprodukten wurde die Lebensmittelindustrie gefördert, zum Transport von 
Rohstoffen und Fertigprodukten wurde das Bahnnetz stark ausgebaut, und 
zur Verarbeitung des Getreides wurde die Mühlenindustrie unterstützt. Laut 
Statistik von 1869 arbeiteten 80 Prozent der ungarischen Bevölkerung in der 
Landwirtschaft, während 8,6 Prozent im Industriesektor tätig waren. Diese 
Verteilung veränderte sich bis 1910 derart, dass der Anteil der in der Land-
wirtschaft Beschäftigten auf 66,7 Prozent sank und jener in der Industrie auf 
16,2 Prozent anstieg.11

Ungarn hatte 1870 13.219.350 Einwohner, davon waren 5.011.310 ungari-
scher Herkunft. 1890 betrug die Bevölkerungszahl schon 15.261.800, davon 
6.009.351 von ungarischer Nationalität. 1900 erreichte die Bevölkerungszahl 
16.838.255, davon waren 6.854.415 Ungarn. Das Wachstum des Handels 
wurde auch durch die Erweiterung der Verkehrsinfrastruktur gefördert. Der 
Ausbau des Eisenbahnnetzes reduzierte die Lieferzeiten und jener des Stra-
ßennetzes trug zum explosionsartigen Anwachsen des internationalen Han-
dels bei.12

10 Heinrich Rauchberg: Die Bevölkerung Österreichs auf Grund der Ergebnisse der Volkszäh-
lung vom 31. Dezember 1890. Dargestellt von –. Mit zehn Kartogrammen und zwei Dia-
grammen. Wien 1895, 24.

11 Gross 30.
12 László Katus: Transport Revolution and Economic Growth in Hungary. In: Economic deve-

lopment in the Habsburg Monarchy in the nineteenth century 192–193.
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Frühere Handelsbeziehungen zwischen den beiden Reichen

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts waren mehrere handelspolitische 
Strömungen für Europa charakteristisch. Die deutsche ökonomische Ent-
wicklung ergab schon 1850 ein dynamisches Bild. Die Grundlagen für dieses 
intensive wirtschaftliche Wachstum hatten der 1815 gegründete Deutsche 
Bund beziehungsweise der 1834 ins Leben gerufene Zollverein gesichert. Ös-
terreich wurde aus den wirtschaftlichen Integrationsprozessen des deutschen 
Raumes hinausgedrängt, da es dem Zollverein ferngeblieben war. Aber am 12. 
Februar 1853 unterschrieben Preußen und Österreich einen Handelsvertrag, 
aufgrund dessen die deutschen Gebiete Österreichs formell dem Zollverein 
beitraten.13 Aus wirtschaftspolitischer Sicht war die Kooperation sehr kons-
truktiv. Die Vertreter Preußens, Österreichs und Liechtensteins berieten 
1856/1857 in Wien und Berlin darüber, im Interesse engerer Handelsbezie-
hungen gemeinsames Geld prägen zu lassen und es gegenseitig als gesetzli-
ches Zahlungsmittel anzuerkennen.14 In diesem Sinne beschlossen sie am 24. 
Januar 1857 die Wiener Münzkonvention und begannen die Vereinsthaler zu 
prägen.15 Im Sinne der wesentlichen Bestimmung dieser Münzkonvention 
war Silber die Grundlage des Geldsystems; die beteiligten Staaten legten sich 
somit auf die »reine Silberwährung« fest.16 Im Vertrag einigten sich die Habs-
burger und die Mitgliedsstaaten des deutschen Zollvereins auf den Wechsel-
kurs ihrer Währungen.17 Mit der Wiener Münzkonvention wurde eine ein-
heitliche finanzielle Gemeinschaft gegründet, die mehr als 70 Millionen 
Einwohner umfasste.18

Bis zum Ende der 1850er Jahre entwickelte sich die Idee des Freihandels. 
Dies zeigte sich auch am Cobden-Chevalier-Vertrag, der 1860 zwischen Eng-

13 Hans-Werner Hahn: Geschichte des Deutschen Zollvereins. Göttingen 1984, 149.
14 Geheimes Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz, Berlin. I. Ha Rep. 151. Finanzministerium 

IA, Nr. 2109, 2110, 2111; Österreichisches Staatsarchiv, Haus-, Hof- und Staatsarchiv, Wien. 
Politisches Archiv II: Deutscher Bund. Verhandlungen über eine allgemeine Münzkonven-
tion 1853–1856. Kt. 85.

15 Frank Otto: Die Entstehung eines nationalen Geldes. Integrationsprozesse der deutschen 
Währungen im 19. Jahrhundert. Berlin 2002, 194.

16 Harm-Hinrich Brandt: Der Österreichische Neoabsolutismus: Staatsfinanzen und Politik 
1848–1860. I-II. Göttingen 1978, hier II, 729.

17 Eduard März – Karl Socher: Währung und Banken in Cisleithanien. In: Die Habsburgermo-
narchie 1848–1918. I: Die wirtschaftliche Entwicklung. Hg. Alois Brusatti. Wien 1973, 326.

18 Thomas J. Hagen: Wirtschaftspolitische Bestrebungen Österreichs nach 1848: Alternative 
zum (Klein-) Deutschen Zollverein? In: Der deutsche Zollverein. Ökonomie und Nation im 
19. Jahrhundert. Hgg. Hans-Werner Hahn, Marko Kreutzmann. Köln [u. a.]. 2012, 276.



206 Ung ar n – Jahrbu ch  3 3  ( 2 0 1 6 / 2 0 1 7 )

land und Frankreich geschlossen wurde und die Prinzipien des Freihandels in 
die Praxis umsetzte.19 Die Vereinbarung beinhaltete zuerst das Prinzip der 
Meistbegünstigung.20 Dank der bilateralen Verträge konnten im wechselseiti-
gen Handel vom allgemeinen Zolltarif abweichende Zollsätze angesetzt wer-
den.

Die außenpolitischen Beziehung zwischen dem Deutschen Reich und 
Österreichisch-Ungarn waren nach 1866 angespannt, bis der Auslöser der 
Spannungen, Otto von Bismarck, auch den Entspannungsprozess einleitete. 
So näherten sich die beiden Reiche Ende der 1860er Jahre an und schlossen 
am 9. März 1868 in Berlin den Zoll- und Handelsvertrag ab, der von der Idee 
des Freihandels durchdrungen war.21 Das Abkommen wurde zwischen dem 
Königreich Preußen und dem Norddeutschen Bund abgeschlossen, trat am 1. 
Juni 1868 in Kraft und galt bis 31. Dezember 1877. Danach wurde ein einheit-
licher Tarif verwendet, wozu die früheren Abkommen als Muster dienten. 
Zollbefreit waren zum Beispiel Getreide, Holz sowie alle Rohstoffe und Le-
bensmittel. Der Rinderexport wurde begünstigt. Ab 1875 wurde eine engere 
Partnerschaft mit der Österreichisch-Ungarischen Monarchie angestrebt, 
denn nach Bismarcks Plänen sollte diese Beziehung mehr als ein allgemeiner 
Bund, wenn auch kein wirtschaftlicher Bund sein.22 

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts versuchte man, trotz der An-
wendung von Freihandelsprinzipien die Märkte bestimmter Nationalstaa-
ten mit protektionistischen Zöllen vor den Produkten anderer Staaten zu 
schützen. Das Deutsche Reich betrieb seit seiner Gründung eine kraftvolle 
Industrialisierung zur Stärkung der Wirtschaft, wobei es bemüht war, seinem 
Markt die Produkte der englischen und französischen Schwer- und Leicht-
industrie fernzuhalten.23 So erschien in den Handelsverträgen Deutschlands 
das Grundprinzip des Protektionismus: Schutzzölle wurden eingeführt. Die 

19 Jacques Rougerie: A második császárság. In: Franciaország története. II: Az új idők. 1852-től 
napjainkig. Hg. Georges Duby. Budapest 2007, 96.

20 Das Prinzip der Meistbegünstigung wurde als allgemeines Grundprinzip in den Bestim-
mungen von Handelsverträgen festgelegt. Es besagt, dass der Staat, der die Meistbegünsti-
gung einem Vertragspartner gewährt, diese Handelsvorteile auch anderen Vertragspartnern 
zubilligt, um eine Gleichbehandlung zu gewährleisten. Die Gewährung der Meistbegünsti-
gung ist keine Pflicht eines Staates, es ist vielmehr ein Akt der Höflichkeit.

21 Johann von Bazant: Die Handelspolitik Österreich-Ungarns 1875 bis 1892 in ihrem Verhält-
nis zum Deutschen Reiche und zu dem westlichen Europa. Leipzig 1894, 10.

22 Konrad Canis: Bismarcks Außenpolitik 1870–1890. Aufstieg und Gefährdung. Paderborn 
2008, 148.

23 Karl Erich Born: Wirtschafts- und Sozialgeschichte des Deutschen Kaiserreichs (1867/71–
1914). Stuttgart 1985, 119.
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Monarchie wollte nicht von den europäischen handelspolitischen Trends 
abweichen. Dementsprechend passte sich auch Ungarn in erster Linie den 
österreichischen Vorstellungen an und führte 1877 Verhandlungen über den 
autonomen Zolltarif, der ab 1878 eingeführt wurde.24

Der Vertrag zwischen Deutschland und Österreich-Ungarn lief Ende 1877 
aus, wurde provisorisch verlängert und am 27. Juni 1878 von Kaiser Franz 
Joseph genehmigt. Die deutsche Regierung stellte sich zuerst auf den autono-
men Zolltarif um. Am 16. Dezember 1878 wurde die Vereinbarung erneuert, 
die mit dem 1. Januar 1879 in Kraft trat und bis Jahresende gültig blieb. Im 
Sinne des autonomen Zolltarifs wurde das bisher zollfreie Getreide sowie 
Holz mit Zoll belegt. Die Aufhebung der Zollbefreiung stand im starken Ge-
gensatz zu den ungarischen Interessen, aber die Veterinärbeschränkungen 
belasteten den ungarischen Export noch mehr.25

Später wurde der Vertrag mehrfach erneuert, so zum Beispiel am 30. Juni 
1880 provisorisch verlängert und am 11. April 1881 bis 30. Juni 1881 proviso-
risch befristet. Das Deutsche Reich und die Österreichisch-Ungarische Mon-
archie unterschrieben am 23. Mai 1881 einen neuen Zoll- und Handelsver-
trag, dessen Ordnungsprinzip auf der Meistbegünstigung beruhte. Der 
Vertrag wurde ursprünglich bis Ende 1887 befristet, später jedoch mehrmals 
verlängert.

Der Handel Österreich-Ungarns mit Deutschland wies vor dem neuen 
Zollvertrag im Jahr 1889 einen Import von 13,1 Prozent auf; der Export be-
trug 10,54 Prozent.26 So stand die Monarchie in der Statistik des Deutschen 
Reiches auf dem dritten Platz. In der Handelsstatistik Österreich-Ungarns war 
das Deutsche Reich der wichtigste Handelspartner: Der Import aus Deutsch-
land betrug 56,1 Prozent, der Export nach Deutschland 62,6 Prozent.27

24 Der autonome Zolltarif ist ein Zolltarif, der von einem Staat bezüglich der Produkte und 
Erzeugnisse eines anderen Staates verwendet wird, zu dem er in keiner vertraglichen Bezie-
hung hinsichtlich der gegenseitigen Verzollung steht. Jeder unabhängige Staat legt unter 
dem Gesichtspunkt des eigenen wirtschaftlichen Interesses und der eigenen Handelspolitik 
die Zollposten der seine Grenzen überschreitenden Waren im autonomen Zolltarif fest. 

25 Lajos Láng: A vámpolitika az utolsó száz évben. Budapest 1904, 279.
26 Hans von Scheel: Der auswärtige Handel des deutschen Zollgebiets im letzten Jahrzehnt. In: 

Die Handelspolitik der wichtigeren Kulturstaaten in den letzten Jahrzehnten. I: Die Han-
delspolitik Nordamerikas, Italiens, Österreichs, Belgiens, der Niederlande, Dänemarks, 
Schwedens und Norwegens, Rußlands und der Schweiz in den letzten Jahrzehnten sowie die 
deutsche Handelsstatistik von 1880 bis 1890. Berichte und Gutachten. Leipzig 1892, 545, 
547.

27 Konrad Canis: Die bedrängte Großmacht. Österreich-Ungarn und das europäische Mäch-
tesystem 1866/67–1914. Paderborn 2016, 213.
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Handelspolitik unter neuem Kurs

Otto von Bismarck schied am 20. März 1890 aus seinem Amt aus. Neuer 
Kanzler wurde Leo von Caprivi, den der Eiserne Kanzler selbst dem jungen 
Wilhelm II. empfohlen hatte. Dieser war, was sein Temperament betraf, das 
Gegenteil seines Vorgängers: still und introvertiert. Caprivi kam aus der Welt 
des Militärs und hatte keine Erfahrung in diplomatischen und wirtschaftli-
chen Fragen.28 Im Außenministerium half ihm Staatssekretär Adolf Marschall 
von Bieberstein, dem der Protest der Landwirte gegen die Verminderung der 
Agrarzölle das größte Problem bedeutete.29 In der preußischen Regierung 
hatte Hans Hermann von Berlepsch den Posten des Handelsministers inne, 
auch er war Förderer von Caprivis Handelspolitik.

Caprivi fokussierte sich auf die mitteleuropäischen Handelsbeziehungen, 
denn er war der Meinung, dass Deutschland seine Beziehungen in erster Linie 
mit der Österreichisch-Ungarischen Monarchie und in zweiter Linie mit Ita-
lien, der Schweiz und Belgien enger gestalten sollte. Der neue Kanzler äußerte 
sich folgendermaßen über den Zoll- und Handelsvertrag: »Das Bündnis und 
der Zollkrieg ist mit Österreich unverträglich«. Das »Ziel ist, Mitteleuropa in 
der deutschen industriellen Exporthandel-Ära wirtschaftlich zu festigen, ge-
genüber des brutalen Zolltarifs von Russland und Nord-Amerika«.30

Die maßgeblichen Akteure sowohl in Berlin als auch in Wien waren je-
doch anderer Ansicht darüber, wie der wirtschaftliche Verkehr gestaltet wer-
den sollte. Selbst Caprivi, der mit der Wirtschaftsdiplomatie nicht vertraut 
war, benutzte die Begriffe Zollunion und Handelsvertrag synonym. Im Gegen-
satz zu Bismarck vertrat er die Meinung, dass die politischen und wirtschaft-
lichen Fragen eng miteinander verbunden seien und das Bündnis bestimm-
ten.31 Aufgrund dieses Gedankens wollte Deutschland als erstes mit der 
Monarchie den Zoll- und Handelsvertrag erneuern. Unabhängig davon be-
gannen in Budapest im April 1890 die Verhandlungen zur Handelspolitik 
zwischen der österreichischen und der ungarischen Regierung.32 Die Vertre-

28 Lamar Cecil: The German Diplomatic Service, 1871–1914. New Jersey 1976, 259.
29 Gudula Gutmann: Das Deutsche Reich und Österreich-Ungarn 1890 bis 1894/95. Der Zwei-

bund im Urteil der führenden Persönlichkeiten beider Staaten. Münster 2003, 305.
30 Zitiert von John Alden Nichols: Germany after Bismarck. The Caprivi era 1890–1894. Cam-

bridge/Mass. 1958, 140. 
31 Holger Afflerbach: Der Dreibund. Europäische Großmacht- und Allianzpolitik vor dem 

Ersten Weltkrieg. Wien [u. a.] 2002, 380.
32 Rolf Weitowitz: Deutsche Politik und Handelspolitik unter Reichskanzler Leo von Caprivi 

1890–1894. Düsseldorf 1978, 53.
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ter der deutschen Leicht- und Schwerindustrie förderten die Bestrebungen 
der Reichsregierung, und die deutsche Regierung investierte in die Beeinflus-
sung der österreichischen und ungarischen Presse, um den Abschluss des 
Zoll- und Handelsvertrages zu unterstützen. Die deutsche Schwerindustrie 
machte Lobbyarbeit bei der Handelskammer, da die Kammer wusste, dass sie 
einen Absatzmarkt für die Produkte brauchte.

Die ersten Schritte der ungarischen Regierung

Der ungarische Ministerpräsident Gyula Graf Szapáry war, wie er bei seinem 
Amtsantritt im März 1890 betonte, ein engagierter Anhänger des Deutschen 
Zweier- und Dreierbundes.33 Er war aber auch verpflichtet, den ungarischen 
Produkten die internationalen Absatzmärkte zu sichern.34 Bei Amtsantritt 
kündigte er an, die Anzahl der Handelspartner Ungarns nicht nur erhalten, 
sondern auch erhöhen zu wollen. Nach der Einsetzung seines Regierungska-
binetts lenkte Handelsminister Gábor Baross am 25. März 1890 die Aufmerk-
samkeit der Regierung auf die im Folgejahr auslaufenden Außenhandelsver-
träge und bat die Regierung um Ermächtigung, mit dem gemeinsamen 
Außenminister Gusztáv Graf Kálnoky und der österreichischen Regierung 
eine gemeinsame Zollbesprechung zu vereinbaren.35 Die ungarische Regie-
rung hielt es für wichtig, sich mit den wichtigsten Vertretern aus dem Agrar-
sektor und der Industrie zu besprechen, bevor sie mit anderen Staaten Zoll- 
und Handelsverträge abschloss. Baross schlug am 12. Februar 1890 die 
Einrichtung eines Zollrates vor und betonte dies auch am 11. April 1890 im 
Ministerrat.36 Der Zollrat bestand aus 22 Mitgliedern, der Handelsminister 
war von Amts wegen sein Präsident und hatte Vorschlagsrecht für die Beru-
fung des Vizepräsidenten. Der Rat bestand aus je zwei Delegierten aus dem 
Handels-, Finanz- und Landwirtschaftsministerium. Zudem konnte der 
Landwirtschaftsminister aus dem Ackerbauernkreis fünf, der Handelsminis-
ter aus dem Händler- und Handwerkerkreis zehn Mitglieder ernennen. Auf-

33 Graf Julius Szapáry an der Spitze Ungarns. Ein Lebens- und Charakterbild. Leipzig 1891, 
148.

34 Ludwig von Plessen an Otto von Bismarck. Budapest, 17. März 1890. Politisches Archiv des 
Auswärtigen Amts, Berlin [im Folgenden: PAAA]. R 8874. Kaiserliches Deutsches General-
konsulat für Ungarn. Nr. 9.

35 Magyar Nemzeti Levéltár Országos Levéltára, Budapest [im Folgenden: MNL OL]. K 27. 
Minisztertanácsi jegyzőkönyvek [im Folgenden: MTJK]. 25. März 1890, Punkt 10.

36 MNL OL MTJK 11. April 1890, Punkt 5.
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gabe und Ziel des Zollrates waren die Beratung über Zollposten und Tariffra-
gen, welche die Minister einvernehmlich vor den Rat brachten. Die Mitglieder 
des Rates konnten selbstständig Anträge und Vorschläge einreichen, aber 
diese wurden nur dann in die Generalversammlung eingebracht, wenn der 
Handelsminister die entsprechende Genehmigung erteilte, und die anderen 
Minister den Verhandlungen zustimmten. Der Rat konnte zur Untersuchung 
bestimmter Fragen eine Sonderkommission aufstellen und Expertenmeinun-
gen einholen. Seine Verhandlungen waren geheim, die Mitglieder erhielten 
keine Entlohnung und waren zum Stillschweigen verpflichtet.

Österreichisch-ungarische Einigung vor Beginn 
der Verhandlungen mit dem Deutschen Reich

Das Landwirtschaftsministerium hielt am 15. April 1890 fest, wie die ungari-
sche Handelspolitik und die Positionen der österreichischen Regierung in 
Einklang gebracht werden sollten.37 

Der erste Punkt besagte, dass die Interessen Österreichs und Ungarns den 
Abschluss eines Tarifvertrags erforderten. Als zweites erwartete die ungari-
sche Regierung von Caprivi die Überprüfung der Schutzzollpolitik. András 
Graf Bethlen und sein Ministerium meinten, Deutschland würde die Ag-
rarzölle absenken und im Gegenzug von der Monarchie die Verringerung der 
Industriezölle erwarten. Der wichtigste Handelspartner der Monarchie sei das 
Deutsche Reich, und solange sie mit den Deutschen keinen Vertrag ab-
schließe, könne sie keine substantiellen Verhandlungen mit anderen Staaten 
beginnen. Hier sollte die ungarische Regierung das Interesse Österreichs be-
rücksichtigen und hinsichtlich der österreichischen Industrie die zwei wichti-
gen Gesichtspunkte beachten: Würde eine Zollverringerung ihre Position 
gefährden, und würden die östlichen Märkte erhalten bleiben? Da die Inter-
essen Österreichs und Ungarns eng miteinander verbunden seien, müssten 
jener Partei, die der anderen Vergünstigungen zubilligt, diese kompensiert 
werden. Drittens sollte im Falle eines Vertrags mit Deutschland und anderen 
Ländern ein Vertrag mit den östlichen Ländern, insbesondere mit Rumänien, 
unter Berücksichtigung der Vorschriften des Veterinärwesens auch dann ab-
geschlossen werden, wenn damit die Gewährung von Ermäßigungen verbun-
den wäre. Sollte es viertens nicht gelingen, eine Einigung mit Deutschland zu 
erzielen, dürfe den östlichen Ländern – vor allem Serbien – keine Ermäßi-

37 MNL OL K 178 FM/118/1891 (Angelegenheiten des Außenhandels). 
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gung zugestanden werden. Da sich die westeuropäischen Länder dem Import 
von Tieren aus Ungarn verschlossen hätten, sollten – fünftens – zum Aus-
gleich die Lebendimporte aus den östlichen Ländern strikter reglementiert 
werden.

Handelsminister Baross berichtete der ungarischen Regierung, dass am 
26. April 1890 eine Zoll- und Handelskonferenz in Budapest abgehalten wer-
den würde. Sie werde sich auf den mit dem Deutschen Reich abzuschließen-
den Vertrag konzentrieren und neben der Aufrechterhaltung der Zollschran-
ken die politischen Verhältnisse mit den wirtschaftlichen Beziehungen in 
Einklang bringen.

Die Regierung der Monarchie unterließ es, ihre Meinung und Absicht 
bezüglich des Handelsvertrages zu veröffentlichen. Anton von Monts, Erster 
Sekretär Deutschlands in der Wiener Botschaft, meldete nach Berlin, wenn 
Deutschland mit der Monarchie als Erstes ein Handelsabkommen abschlie-
ßen würde, könne es bessere östliche Verträge durchsetzen.38 Monts erwartete 
von der Monarchie größere Konzessionen. Dieser wichtige Bericht des Bot-
schaftssekretärs wird in der Fachliteratur Montssche Proposition39 genannt.

Die Handelskonferenz fand im Beisein des österreichischen und des unga-
rischen Handelsministers – Olivier de Bacquehem beziehungsweise Gábor 
Baross – am 26. April 1890 in Budapest statt.40 Sie thematisierte die Frage 
einer Intensivierung der Handelsbeziehungen zu Deutschland. Der Vertrag 
mit Deutschland sollte abgeschlossen werden, Österreich zögerte jedoch, weil 
es zuerst mit Serbien und Rumänien einen Vertrag schließen wollte.41 Bacque-
hem bemühte sich hauptsächlich um den rumänischen Vertrag, da die öster-
reichischen Industrieprodukte wegen des Zollkrieges vom Markt verdrängt 
worden waren. Ungarn drang auf die Einführung neuer Zollposten bezüglich 
des Tierimports. Die Monarchie importierte nämlich im Jahre 1877 Rinder 

38 Anton Graf von Monts de Mazin hatte dank seiner jahrelangen Tätigkeit als erster Sekretär 
in der Wiener Botschaft (1886–1890) viel Erfahrung mit Ungarn. Kaiser Wilhelm II. berief 
ihn am 29. Oktober 1890 zum Budapester Generalkonsul, dessen Amt er am 11. November 
1890 antrat. Monts benachrichtigte den ungarischen Ministerpräsidenten Gyula Szapáry 
offiziell, dass er sein Amt in Budapest am 20. November 1890 übernommen hatte. Dieses 
Amt übte er bis zum 1. Juni 1894 aus.

39 Ernst Suter: Die handelspolitische Kooperation des Deutschen Reiches und der Donaumo-
narchie 1890–94. Marburg 1930, 11.

40 Ebenda.
41 Robert Pahre: Most-favored-nation clauses and clustered negotiations. In: The Rational 

Design of International Institutions. Hgg. Barbara Koremenos [u. a.]. Cambridge 2004, 119.



212 Ung ar n – Jahrbu ch  3 3  ( 2 0 1 6 / 2 0 1 7 )

im Wert von 100 Millionen Mark nach Deutschland, bis zum Jahre 1890 aber 
nur noch im Wert von 39 Millionen Mark.42

Schlichtungen auf höherer Ebene

Einige Tage später einigten sich Außenminister Kálnoky und Heinrich VII. 
Prinz Reuss, deutscher Botschafter in Wien, wobei Kálnoky dem Diplomaten 
versicherte, dass die Monarchie offen für den deutschen Zollvertrag sei. Aber 
der Minister konnte wegen des nahen Kanzlerwechsels den genauen Zeit-
punkt der Schlichtungen nicht benennen.43 Mitte Mai trat Agrarminister 
Bethlen mit Botschafter Reuss in Verbindung und berichtete, dass die unga-
rische Regierung bereit sei, Ermäßigungen zu gewähren, wenn Deutschland 
sein Verhältnis zur Monarchie enger gestalte.44 Bethlen versprach Reuss, sei-
nen ganzen Einfluss geltend zu machen, um die österreichische Regierung zu 
überzeugen. Er bat um die Beruhigung der deutschen Agrarindustrie und 
betonte, dass die Österreichisch-Ungarische Monarchie zum erneuerten wirt-
schaftlichen Aufschwung Märkte bräuchte.

Kálnoky hielt es im Juni für unwahrscheinlich, dass die Verhandlungen zu 
den Handelsverträgen beginnen könnten. Er sprach auch über die Zollunion, 
deren Grundprinzipien genau studiert werden sollten. Aber dies war nur die 
halbe Wahrheit – insgeheim hoffte er, »es würde [Deutschland] doch wohl 
nichts anders übrig bleiben, als [die] hohen Zölle auf Nahrungsmittel […] 
wieder herabzusetzen«.45 Die Österreichisch-Ungarische Monarchie war auf 
den Zoll- und Handelsvertrag mit Deutschland angewiesen. 

Kálnoky versicherte Monts am 17. Juli 1890, dass er seinen Einfluss einset-
zen werde, um die Schlichtungen einzuleiten.46 Am 20. Juli 1890 informierte 
er Szapáry, dass er Kontakt zur deutschen Vertretung aufgenommen habe und 
berichtete über Monts Antwort. Kálnoky akzeptierte die Montssche Proposi-
tion, deren Grundlage er schon am 26. April 1890 während der Zollbespre-
chung in Budapest formuliert hatte, und nach der die ungarische Regierung 

42 Weitowitz 52.
43 Heinrich VII. Prinz Reuss an Leo von Caprivi. Wien, 30. April 1890. Bundesarchiv, Berlin 

[im Folgenden: BA]. Handelsvertrag zwischen Deutschland und Österreich-Ungarn. Kai-
serlich Deutsche Botschaft in Wien. R 901/10057.

44 Heinrich VII. Prinz Reuss an Leo von Caprivi. Wien, 16. Mai 1890. PAAA R 8690. Kaiserli-
che Deutsche Botschaft in Wien. Nr. 168.

45 Heinrich VII. Prinz Reuss an Leo von Caprivi. Wien, 14. Juni 1890. BA R 901/10057. 
46 Anton von Monts an Leo von Caprivi. Wien, 17. Juli 1890. BA R 901/10058.
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vor dem Abschluss der Verhandlungen mit Deutschland mit keinem anderen 
Staat einen Vertrag abschließen werde. 

Ende August 1890 versuchte die deutsche Regierung, den Zoll- und Han-
delsvertrag voranzubringen. Berlepsch sammelte die Zollvorstellungen der 
Industrievertreter und Industrieverbände ein. Hierfür traf er am 29. August 
1890 18 prominente Vertreter des Industriesektors. In dieser Besprechung 
schlug Christian Mosler, geheimer Oberregierungsrat im preußischen Minis-
terium für Handel und Gewerbe, vor, die Nachteile des Prinzips der Meistbe-
günstigung zu vermeiden und mit der Monarchie die Verhandlungen zu be-
ginnen. Deutschland müsse sich im Laufe der Verhandlungen vor allem auf 
die wirtschaftlichen Zölle konzentrieren.

Bei der darauffolgenden Konferenz in Berlin zwischen dem 4. und 12. 
sowie dem 2. und 24. September 1890 führte Wilhelm Jordan die Verhand-
lungen über die Frage, um welche Unterstützung und Ermäßigungen Deutsch-
land Österreich-Ungarn bitten solle.47 Das Ergebnis, wonach der Vertrag von 
1881 die Grundlage der Verhandlung bilden sollte, war bedeutend, weil so 
auch die Kritik der Agrarvertreter zurückgewiesen und bei den wirtschaftli-
chen Zöllen bedeutende Ergebnisse erreicht werden konnten. Inmitten der 
Schlichtungen sprach sich der preußische Landwirtschaftsminister Robert 
Lucius gegen die Senkung der Agrarzölle aus, erklärte sich aber mit der Sen-
kung der Getreidezölle um 25 Prozent einverstanden.

Zwischenzeitlich trafen sich Wilhelm II. und Franz Joseph am 17. Septem-
ber 1890 während einer gemeinsamen Kriegsübung in Rohnstock; am Treffen 
nahmen auch die beiden Außenminister Kálnoky und Caprivi teil.48 Für die 
Außenwelt schien es, als würden die Staaten des Zweibundes den Grundstock 
ihrer gemeinsamen Zukunft legen. Die Bedeutung des Treffens wurde jedoch 
überschätzt.49 Die Gespräche beruhten auf der gegenseitigen Anerkennung 
der Montsschen Proposition. Die Politiker einigten sich darauf, die Vorberei-
tungen zum Zoll- und Handelsvertrag zu intensivieren. Für die deutsche Re-

47 Suter 12; Biographisches Handbuch des deutschen Auswärtigen Dienstes 1871–1945. Hgg. 
Maria Keipert, Peter Grupp. II: G – K. Bearb. Gerhard Keiper, Martin Kröger. Paderborn [u. 
a.] 2005, 447–448. Wilhelm Jordan war Generalkonsul in London, zu jener Zeit kommissa-
rischer Leiter der Abteilung II. für Handelspolitik im Auswärtigen Amt.

48 Walther Lotz: Die Handelspolitik des Deutschen Reiches unter Graf Caprivi und Fürst Ho-
henlohe (1890–1900). In: Schriften des Vereins für Sozialpolitik 92. Beiträge zur neuesten 
Handelspolitik Deutschlands. III. Leipzig 1901, 73; Walter Rauscher: Die fragile Großmacht. 
Die Donaumonarchie und die europäische Staatenwelt 1866–1914. Teil 1. Frankfurt am 
Main/Wien 2014, 449.

49 Suter 13.
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gierung war Eile geboten, da in den Vereinigten Staaten von Amerika der 
protektionistische Tarif von William McKinley bald eingeführt werden sollte.

Die Vorbereitung der Verhandlungen

Handelsminister Baross berichtete am 10. Oktober 1890 im Ministerrat, dass 
die deutsche Regierung bereit sei den Handelstarifvertrag abzuschließen, und 
so gab Kálnoky die Anweisung zur vertraulichen Vorbereitung der Datener-
hebung.50 Der Handelsminister rief den Zollrat ein, welcher im Juli 1890 zu-
sammenkam. Der Landwirtschaftsminister delegierte den Ministerrat István 
Lipthay und den Sektionsrat Baron Miklós Fiáth, das Finanzministerium den 
Ministerrat István Andreánszky und den Sektionsrat und Hauptzolldirektor 
Adolf Turóczy. Für das Handelsministerium kamen Staatssekretär Béla Lukács 
– der zugleich der Vizepräsident des Rates war – sowie die Ministerräte Hugó 
Kilényi und János Mihalovic. Die verschiedenen Sektoren vertraten der Prä-
sident der Landesverein der Ungarischen Wirtschaft (Országos Magyar Gaz-
dasági Egyesület), Aurél Graf Dessewffy, der Präsident des ländlichen Indust-
rievereins, Soma Mudrony, die Parlamentsabgeordneten Endre György und 
István Tisza, sowie die Fabrikbesitzer Manfréd Weiss und András Mechwart. 
Der Rat tagte zuerst am 26. Oktober 1890, wobei die Verhandlungen des mit 
Deutschland geplanten Vertrags im Mittelpunkt standen. Es folgte die Bera-
tung der Regierungsbevollmächtigten im Reichsamt des Innern zwischen 
dem 18. und 31. Oktober 1890 in Berlin.51 Hier waren neben den Vertretern 
des preußischen Finanz-, Landwirtschafts- und Handelsministeriums auch 
die Delegierten Bayerns, Sachsens, Württembergs, Badens und Elsass-Loth-
ringens sowie Vertreter des Auswärtigen Amts, des Reichsamts des Innern 
und des Reichsschatzamts anwesend. Landwirtschaftsminister Lucius äußerte 
erneut seine Widerstand gegen die Senkung der Agrarzölle.

Von der Konferenz ist überliefert, dass die Delegierten sich abstimmten 
und mit dem Beginn der Verhandlungen einverstanden waren. Auch beurteil-
ten sie die vorgesehenen Konzessionen als ausreichend, um später die Ver-
handlungen mit Rumänien und der Schweiz aufnehmen zu können. Die Ag-
rarproduzenten protestierten heftig gegen die Senkung der Getreidezölle, und 

50 MNL OL MTJK 10. Oktober 1890, Punkt 3.
51 Robert Wuttke: Der deutsch-österreichische Handelsvertrag vom 6. Dezember 1891. In: 

Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik über die Wohnungsfrage und die Handelspoli-
tik. Band 98. Hg. Verein für Sozialpolitik. Leipzig 1902, 430.
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Lucius trat zurück. Caprivi ernannte Wilhelm von Heyden-Cadow, den 
reichsten pommerschen Landwirt, zum neuen preußischen Landwirtschafts-
minister, was die Agrarvertreter beruhigte, die von der Regierung keine 
Wende erwartet hatten.52 Nach langen Diskussionen einigten sich die Dele-
gierten schließlich auf die Senkung der Agrarzölle um 30 Prozent und erwar-
teten im Gegenzug eine Verringerung der österreichischen Industriezölle auf 
das Niveau vor 1882. Dies betraf vor allem die Produkte der Textil-, Eisen-, 
Maschinen-, Papier-, Glas-, Leder- und chemischen Industrie sowie die Wie-
dereinführung der Zollbefreiung für den damit verbundenen Veredelungs-
verkehr.53 Karl Heinrich von Boetticher, Staatssekretär im Reichsamt des In-
nern, bemerkte nach den Verhandlungen, dass »man mit dem Freunde nur 
verhandeln, aber nicht handeln wollte«.54

Anfang November informierte Botschafter Reuss László Szőgyény-
Marich, Sektionschef im österreichisch-ungarischen Außenministerium, dass 
Deutschland die Agrar-Ermäßigungen gewähren wolle, wenn sie »innerhalb 
der ohne Schädigung unserer Landwirtschaft zulässigen Grenzen« sei.55 
Caprivi einigte sich am 7. und 8. November 1890 in Mailand mit dem ita-
lienischen Ministerpräsidenten Francesco Crispi auf einen Zoll- und Han-
delsvertrag.56 Der deutsche Kanzler, der Italien ermunterte, Portugal in den 
Interessenkreis des Dreibundes einzubeziehen, stellte den Dreibund in der 
Besprechung mit dem italienischen Ministerpräsidenten als eine Handels-
liga dar, die den Mitgliedstaaten einen gemeinsamen Markt sichere und sich 
gegen Frankreich richte.57 Crispi ging einen Schritt weiter: Er schlug vor, dass 
das bilaterale, ergänzende Abkommen des Dreibundes vereinheitlicht werden 
und für alle Mitgliedstaaten ähnliche Bedingungen festlegen solle. Caprivi 
unterstützte dieses Ansinnen.

Um die ungarischen und österreichischen Interessen abzustimmen, wurde 
eine gemeinsame Zollkonferenz am 15. November 1890 in Wien einberufen.58 
Handelsminister Baross fasste die Fakten zusammen, auf die er die Vereinba-

52 John C. G. Röhl: Deutschland ohne Bismarck. Die Regierungskrise im 2. Kaiserreich 
1890–1900. Tübingen 1969, 63.

53 Suter 13.
54 Zitiert ebenda.
55 Leo von Caprivi an Heinrich VII. Prinz Reuss. Berlin, 5. November 1890. BA R 901/10059.
56 Konrad Canis: Von Bismarck zur Weltpolitik. Deutsche Außenpolitik 1890 bis 1902. Berlin 

1999, 78.
57 Walter Rauscher: Zwischen Berlin und St. Petersburg. Die österreichisch-ungarische Außen-

politik unter Gustav Graf Kálnoky 1881–1895. Wien [u. a.]. 1993, 172.
58 MNL OL MTJK 9. November 1890, Punkt 1.
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rung mit der österreichischen Regierung stützen wollte, um in der späteren 
deutsch-österreichisch-ungarischen Zollkonferenz koordiniert die Interessen 
gegenüber Deutschland zu vertreten.

Am 1. Oktober 1890 trat in den Vereinigten Staaten von Amerika der vom 
republikanischen Abgeordneten William McKinley eingebrachte protektio-
nistische Zolltarif in Kraft. Die ungarische Regierung nahm eine abwartende 
Haltung bis zu einem eventuellen Protest anderer Länder gegen die protekti-
onistischen Zölle ein, dem sich die Österreichisch-Ungarische Monarchie 
angeschlossen hätte. Baross wollte den Abschnitt der Montsschen Proposition 
mit der deutschen Regierung klären, der besagte, dass die 1892 auslaufenden 
Verträge nur mit der Einwilligung Deutschlands erneuert werden konnten. 
Sollten beide Parteien in diesem Punkt keinen einheitlichen Standpunkt er-
zielen, so würde die ungarische Regierung von Deutschland die Verminde-
rung der Holz-, Getreide-, Mehl- und Tierzölle sowie den Abschluss des 
Viehseuchenabkommens verlangen. Weiterhin sollten mit der Monarchie 
spezielle Zollposten bestimmt werden. Die ungarische Regierung würde den 
Zolltarif für Leder, Eisen, Fette, Chemikalien, Maschinen und Zügen nicht 
senken. Nur beim Eisen wäre die ungarische Regierung zu einer Senkung 
bereit, falls Berlin die Zölle für Rohprodukte und insbesondere für lebende 
Tiere mindern würde. Ungarn wäre bereit, mit Serbien und Rumänien den 
Zollvertrag abzuschließen und die Elemente des Veterinärwesens beizubehal-
ten, dies aber erst nach einem Vertragsschluss mit Deutschland.

Zollkonferenz in Wien

Die österreichische und die ungarische Regierung besprachen sich zwischen 
dem 15. und 17. November 1890. Handelsminister Baross berichtete, dass die 
österreichische Regierung nicht bereit sei, Vergünstigungen beim Zoll für 
Waren der Textilindustrie zuzugestehen.59 Besonders wichtig war die Frage 
der lebenden Tiere, bei denen man sich nicht in erster Linie auf die Senkung 
der Zölle, sondern eher auf den Abschluss eines Abkommens zum Veterinär-
wesen konzentrierte. Die ungarische Regierung wollte Italien in die Verhand-
lungen einbeziehen, was aber aufgrund der Montsschen Proposition abgelehnt 
wurde. Die österreichische Regierung wiederum wollte von den Sanktionen 
gegenüber Frankreich keinen Gebrauch machen. Schließlich einigte man sich, 

59 MNL OL MTJK 19. November 1890, Punkt 2.
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die deutsche Regierung zur Eröffnung der Verhandlungen am 2. Dezember 
1890 nach Wien einzuladen.

Die deutsche Regierung erteilte am 23. November 1890 den Unterhänd-
lern Instruktionen, die auf den Beschlüssen gründeten, die in der Berliner 
Besprechung in der zweiten Oktoberhälfte festgelegt worden waren.60 Das 
Ziel der Regierung war es, den Veredelungsverkehr zu rekonstruieren, den 
Grenzverkehr zu erleichtern sowie die industriellen Zölle auf das Niveau des 
Jahres 1881 zu vermindern. 

Baross informierte den Ministerrat über Bacquehems Wunsch, parallel zu 
den Verhandlungen mit der deutschen Regierung auch die Schlichtungen mit 
den östlichen Ländern zu beginnen.61 Die österreichische Regierung legte den 
Schwerpunkt vor allem auf die Verhandlungen mit Rumänien. Doch Baross 
beharrte auf dem Standpunkt der ungarischen Regierung, der sich auch mit 
den Interessen der Monarchie deckte.

Die Zollverhandlungen zwischen dem Deutschen Reich 
und der Österreichisch-Ungarischen Monarchie

Die Zollverhandlungen begannen am 2. Dezember 1890 im gemeinsamen 
österreichisch-ungarischen Außenministerium. Die deutsche Delegation 
wurde von Wilhelm Jordan geleitet, der Präsident der österreichisch-ungari-
schen Delegation war László Szőgyény-Marich, Sektionschef im Außenminis-
terium. Der erste Abschnitt der Verhandlungen dauerte bis 22. Dezember. 
Schon am 3. Dezember kam es zu ernsten Meinungsverschiedenheiten, da die 
deutsche Delegation auf der Verwendung des Feinfertigungsverkehrs62 zum 
Tarif des Jahres 1878 bestand. Wegen der österreichischen Ablehnungen wur-
den die Verhandlungen beinahe unterbrochen. Auf Druck von Handelsminis-
ter Baross gab der ungarische Ministerrat den ungarischen Delegierten am 7. 
Dezember 1890 neue Instruktionen.63 Es sollte vereinbart werden, dass die 
Monarchie und das Deutsche Reich gegenüber dritten Staaten eine gemein-
same Zoll- und Handelspolitik betreiben. Im Falle von Verträgen mit östli-

60 BA R 901/10060. Handelsvertrag zwischen Deutschland und Österreich-Ungarn. Instruk-
tion. Berlin, 23. November 1890.

61 MNL OL MTJK 26. November 1890, Punkt 2.
62 Feinfertigungsverkehr („kikészítési eljárás”) bedeutete die Lieferung ins Ausland zum Zwe-

cke der Färbung und Bleiche, mit anschließender Rücklieferung der Waren zu einem be-
stimmten Zolltarif.

63 MNL OL MTJK 7. Dezember 1890, Punkt 2.
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chen Ländern sicherten die beiden Reiche zu, dass sie dritten Staaten zu 
Lasten der jeweils anderen Seite keine Vorteile gewähren.

Es stellte sich bald heraus, dass die Interessen Österreichs und Ungarns 
stark voneinander abwichen. Dieser Umstand schwächte die Verhandlungs-
position der Monarchie gegenüber Deutschland. Szőgyény stand unter dop-
peltem Druck, denn die ungarischen Agrarier zwangen die österreichischen 
Handwerker, ihre Zölle zu verringern, um Berlin zur Senkung der Agrarzölle 
zu bewegen. Die Industrie musste nicht nur auf die deutsche Konkurrenz des 
inländischen Marktes achten, sondern von den Deutschen die Verringerung 
der Zölle für Textilprodukte fordern, weil sie diese in Deutschland verwerten 
wollte. Berlin wollte Wien dazu drängen, dass es seine Industriezölle auf den 
Stand von 1881 absenke. Durch dieses Anliegen wurden die ungarischen Ag-
rarkreise auf die Frage aufmerksam. Die deutschen Unterhändler gerieten 
wegen der mächtigen preußischen Agrarlobby, die ihre Getreidezölle nicht in 
der erwarteten Höhe senken wollte, unter Druck. Botschafter Reuss berich-
tete über die wechselhafte Laune der Delegationen, dass sie »bald hoffnungs-
voll, bald skeptisch« sei, »je nach den zu Tage kommenden Anträgen«.64

Vor Beginn des zweiten Verhandlungsabschnitts fand zwischen dem 2. 
und 7. Januar 1891 erneut eine Sitzung im Berliner Reichsamt statt. Die Teil-
nehmer legten fest, dass die deutschen Unterhändler die österreichisch-unga-
rischen Zölle akzeptieren sollten, falls es in einigen Fällen Ermäßigungen bei 
den Industriezöllen auf deutsche Produkte geben sollte. Die Viehseuchenkon-
vention wurde anerkannt, und in der Konvention der Identitätsnachweis für 
das Getreide aufgehoben. Differenzierende Zollposten für Agrarprodukte, die 
im Interesse der Monarchie lagen, hielt Deutschland für unannehmbar. Die 
deutsche Regierung plante also keine weitere Senkung der Agrarzölle.

Am 3. Januar 1891 trat der ungarische Ministerrat wegen des Handelsver-
trags mit Deutschland erneut zusammen.65 Er beschloss die Forderung nach 
einem Differenzzoll auf Getreide und Holz beziehungsweise, falls dies nicht 
umsetzbar sei, eine höhere Zollvergünstigung. Nach einigen Tagen fand in 
Wien unter dem Vorsitz von Handelsminister Baross eine Anhörung statt, bei 
der die Vereine ihre Ansprüche an einen Gebührentarif der neuen lokalen 
Bahn vorlegten.66

64 Heinrich VII. Prinz Reuss an Leo von Caprivi. Wien, 13. Dezember 1890. BA R 901/10061.
65 MNL OL MTJK 3. Januar 1891, Punkt 8.
66 Pester Lloyd 9. Januar 1891.
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In der zweiten Phase der Zollkonferenz, die von 12. bis 26. Januar 1891 
dauerte, wurden die Besprechungen mit den deutschen Zöllen fortgesetzt. 
Die österreichischen und die ungarischen Unterhändler versuchten, für die 
abzuschließenden Verträge mit Serbien und Rumänien einen Vorteil zu ge-
winnen. Sie verwarfen den deutschen Vorschlag zum Veredelungsverkehr. 
Während der Verhandlungen zum Vertrag eskalierte ein Streit zwischen der 
österreichischen und der ungarischen Seite: die Österreicher übten Druck auf 
die Ungarn aus, da Baross am 1. Januar 1891 einen neuen lokalen Eisenbahn-
tarif eingeführt hatte.

Neuer lokaler Eisenbahntarif

Nach Ansicht von Baross sollte die Tarifpolitik auch im Falle eines gemeinsa-
men Zollgebiets der Wirtschaftspolitik untergeordnet werden, weshalb im 
neuen Eisenbahntarif die Posten nach Fernzonen festgelegt wurden.67 So 
profitierte der einheimische Verkehr von einer Preissenkung um 10 Prozent, 
während dem Import aus Österreich oder Deutschland ein solcher Vorteil 
versagt blieb. Der neue Tarif legte für 78 Industrieartikel einen Richttarif fest 
und schloss Ermäßigungen für ausländische Fabriken aus. Bei elf Artikeln 
war die ungarische Herkunft sogar vorgeschrieben. Baross lehnte die Ein-
wände von Bacquehem ab, so dass die Österreicher den früher unterstützten 
industriellen Zollermäßigungen nun eine Absage erteilten. Berlin drängte 
Österreich und Ungarn zu einer Einigung in der Frage der industriellen Zölle 
und Fachtarife.68 Die Verhandlungen brachten aber nicht das gewünschte 
Ergebnis, viele Zollposten blieben ungeklärt. Der Konflikt wegen des Eisen-
bahntarifs zog weitere Komplikationen nach sich. Der österreichische Minis-
terpräsident Eduard von Taaffe legte dem ungarischen Ministerpräsidenten 
Gyula Graf Szapáry am 6. Februar 1891 eine Note mit Hinweis auf Bacque-
hems Einigungsversuch vor.69 In der Note ging es darum, dass der neue unga-
rische Tarif nicht im Einklang mit dem Verbot der Ungleichbehandlung 
stand, wie er im Ausgleichsgesetz 1867 formuliert worden war. Die österrei-
chische Regierung hielt die Reexpeditionsinitiative70 für unhaltbar. Taaffe übte 
Druck auf Szapáry aus und stellte Sanktionen in Aussicht: Sollte der Gebüh-

67 Sándor Gyömrei – Miklós Vértesy: Baross Gábor. Budapest 1937, 117–118.
68 Heinrich VII. Prinz Reuss an Leo von Caprivi. Wien, 2. Februar 1891. BA R 901/10061.
69 Gyömrei – Vértesy 122.
70 Reexpedition bedeutete, dass die gemäß Frachtbrief am Bestimmungsort angekommene 

Sendung mit einem neuen Speditionsvertrag ins Zollausland weitergeleitet wurde.
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rentarif nicht geändert werden, würden ähnliche Tarife in den österreichi-
schen Gebührentarif eingeführt. Szőgyény fuhr nach Budapest, um die Ge-
müter zu beruhigen. Um den Zollkrieg zu vermeiden, schickte Szapáry Baross 
nach Wien, wo der Handelsminister zwischen dem 8. und 10. Februar 1891 
mit dem Vertreter der deutschen Regierung verhandelte. Der Handelsminis-
ter, den Monts in einem seiner Berichte als einen »ungarischen Boulanger 
[Bäcker, Á. K.]« charakterisierte, bemühte sich, die ins Stocken geratenen 
Verhandlungen wieder anzustoßen und sicherte schließlich für gewisse Ge-
genleistungen die Aufhebung des einseitigen Gebührentarifes zu.71 Botschaf-
ter Reuss sprach in der Sitzung vom 12. Februar 1891 mit Außenminister 
Kálnoky über die Gebührenermäßigungen. Kálnoky verlangte nach Handels-
minister Baross und bat, die Refaktien72 mit dem deutsch-österreichisch-un-
garischen Vertrag in Einklang zu bringen.73 Dementsprechend musste sich 
Baross mit seinem österreichischen Ministerkollegen Bacquehem einigen.

Fortsetzung und Abschluss der Zollverhandlungen

Am 15. Februar 1891 berichtete Verhandlungsführer Wilhelm Jordan dem 
deutschen Außenministerium, dass die meisten Zollfragen abgearbeitet wur-
den und man sich auf e einseitige oder gegenseitige Ermäßigungen geeinigt 
habe.74 Bei Leder, Zement, Maschinen, Präzisionsgeräten, Garn- und Leinen-
tücher waren Einigungen noch nicht möglich. Um diese offenen Fragen zu 
klären, wurde zwischen dem 21. und 25. Februar 1891 erneut eine Beratungs-
runde im Reichsamt des Innern einberufen. Hier wurde die Einigung erzielt, 
dass Deutschland seinen Anspruch auf Ermäßigungen bei Leder, Eisen, Ei-
senwaren, Kupfer, Maschinen und Baumwolle beibehält. Die deutsche Regie-
rung widersetzte sich außerdem bei den Agrarzöllen den Wünschen der 
Monarchie, so dass für Weizen und Roggen ein Zoll in Höhe von 4 Mark 
verabredet wurde. Die Verminderung des Zolls für Pferdeimport lehnte der 
Rat ab.

Im deutschen Reichstag stritten die politischen Kräfte, die für oder gegen 
Caprivis Handelspolitik waren, sowie die Förderer des Frei- und Schutzzolles 
und die Unterstützer der Industrie und Landwirtschaft. Dementsprechend 

71 Weitowitz 75.
72 Refaktie war als Teil der Frachtgebühr der Gegenwert der Eisenbahnbeförderungsleistung.
73 Gyömrei – Vértesy 123.
74 Weitowitz 75.
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befürwortete die Regierung nur eine geringfügige Absenkung der Landwirt-
schaftszölle, falls die Monarchie ihrerseits zu gewissen Ermäßigungen bereit 
wäre.75 Der deutsche Landwirtschaftsminister Heyden-Cadow schrieb dem 
Auswärtigen Amt, dass der Zollposten im Wert von vier Mark die letzte 
Ermäßigung wäre, die das Deutsche Reich Österreich-Ungarn gewähren 
könnte. Der österreichisch-ungarische Außenminister Kálnoky, der eher die 
Verhandlungen beenden, als einen unbefriedigenden Handelsvertrag unter-
zeichnen wollte, verwies auf innenpolitische Schwierigkeiten im Vorfeld der 
österreichischen Parlamentswahlen sowie auf die Entlassung des Finanz-
ministers Julian von Dunajewski hin. Letzterer war für seine deutschfeind-
lichen Ausfälle bekannt, so dass die besagte Maßnahme für die laufenden 
Verhandlungen vorteilhaft war.76 Aber wenn die deutsche Regierung die in 
Aussicht gestellten Agrarermäßigungen zurücknehmen würde, betonte Kál-
noky gegenüber Reuss, dann wäre ein Handelsvertrag weniger in Ungarns In-
teresse.77 Geheimrat Huber, der den Abbruch der Verhandlungen befürchtete, 
überredete Caprivi, die Opposition für die Verminderung der Agrarzölle auf 
3,50 Mark zu gewinnen.78 So legten die deutschen Unterhändler während der 
dritten Verhandlungsrunde in Wien die letztendliche Ermäßigung für die Ag-
rarzölle vor: Sie betrug 3,50 Mark für den Fall eines erfolgreichen Abschlusses 
der Verhandlungen.

Karl Goering, Chef der Reichskanzlei, unterschrieb am 12. März 1891 eine 
Denkschrift, in der er die Entwicklung Deutschlands zu einem Industrieland 
hervorhob und daran erinnerte, dass die bestehenden ausländischen Verträge 
bald auslaufen würden und für die Industrieprodukte kein Markt gesichert 
sei. Er hielt die Zollvorstellungen der deutschen Agrarwirtschaft für unan-
nehmbar.79 Das war der Punkt, der die Vereinbarung zwischen Deutschland 
und der Monarchie ermöglichte.

Am 15. März 1891 meldete Kálnoky Zweifel an der Unterbrechung der 
Zollverhandlungen an. Inzwischen könnten, so der österreichisch-ungarische 
Außenminister, die Zollansprüche der deutschen Industrie laut Wiener Han-
delskammer erfüllt werden. Die deutschen Unterhändler hielten die Wiener 
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Verhandlungen für befriedigend, keineswegs für entmutigend. Trotz der gro-
ßen Hindernisse stimmte Österreich-Ungarn am 19. März 1891 weiteren 31 
Ermäßigungen zum Beispiel für Öl, Textilien, Zinnplatten und Zinndrähte 
zu. Bei weiteren Verhandlungen am 24. und 25. März 1891 im Reichsamt des 
Innern bat die deutsche Seite um weitere Ermäßigungen beim Industriezoll. 
Am schwersten zu lösen war die Frage der Agrarzölle. Der deutsche Diplomat 
Friedrich von Holstein schrieb an Botschafter Reuss, dass der preußische Fi-
nanzminister Johannes von Miquel nicht unter vier Mark gehen wolle, nach 
Ansicht der Experten aber dazu gezwungen werde.80 Am Ende der Verhand-
lungen wurden die Unterhändler bevollmächtigt, im Falle von Weizen und 
Roggen einem Zoll im Wert von 3,50 Mark zuzustimmen.81 

Das österreichisch-ungarische und das deutsche Außenministerium nah-
men die Wiener Verhandlungen am 1. April 1891 in optimistischer Grund-
stimmung wieder auf. Den deutschen Unterhändlern gelang es, die Delegier-
ten der Monarchie zu weiteren Ermäßigungen zu bewegen. Österreich-Ungarn 
senkte seine Zölle für Malz, Holz, Möbel und Uhren. Die Wiener Regierung 
akzeptierte für den Seeimport über die Häfen Triest und Fiume einen Präfe-
renzzoll, den eine deutsch-österreichisch-ungarische Kommission festsetzen 
sollte. Die Ansprüche der deutschen Delegierten zum Veredelungsverkehr 
lehnte die Monarchie aber nach wie vor ab.

Bis zum 3. Mai 1891 wurde der Entwurf des Handelsvertrages ausgefertigt, 
den die Vertreter des Deutschen Reiches und der Österreichisch-Ungarischen 
Monarchie paraphierten.82 Drei Tage später wurde auch die Verlängerung des 
Dreibundes in Wien unterzeichnet.83 Die Ermäßigungen waren nicht sehr 
hoch, aber für beide Staaten vorteilhaft. Die größten Nutznießer waren auf 
dem österreichisch-ungarischen Markt die ungarische Agrarindustrie und die 
deutsche Industrie. 

80 Friedrich von Holstein an Heinrich VII. Prinz Reuß. Berlin, 25. März 1891. In: Heinrich VII. 
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81 Weitowitz 81.
82 Gutmann 305.
83 Alfred Francis Přibram: Die politischen Geheimverträge Österreich-Ungarns 1879–1914. 

Wien 1920, 224.




